
Einlagen in US-Währung soll es nicht mehr geben, um – so die offizielle Lesart
– die kubanische Staatsbank „zu schützen“. Diese Kubaner stehen Schlange, um
die letzte Gelegenheit zur Einzahlung zu nutzen. Foto: Adalberto Roque/afp

Die letzten Dollar

KSKbleibt
trotz Skandal
bestehen

Berlin. Die Entscheidung hatte
sich bereits abgezeichnet, jetzt ist
sie offiziell: Die Bundeswehr-Eli-
teeinheit KSK wird trotz der
Skandalserie der vergangenen
Jahre nicht aufgelöst. Mit dieser
Grundsatzentscheidung erkennt
Verteidigungsministerin Anne-
gret Kramp-Karrenbauer (CDU)
den Reformerfolg bei den Spezi-
alkräften in den zurückliegenden
Monaten an. „Klar ist, dass wir die
einzigartigen militärischen Fähig-
keiten brauchen, die im KSK vor-
handen sind“, sagte die Ministe-
rin. „Geht der Verband den ein-
geschlagenen Weg konsequent
weiter, wird er auch künftig ein
strategisches Instrument der Si-
cherheitsvorsorge im nationalen
Rahmen und im Verbund mit un-
seren Partnern sein.“

Kramp-Karrenbauer hatte den
Verband am Montag an seinem
Standort in Calw besucht und
dort nach eigenen Angaben einen
„positiven Wandel“ wahrgenom-
men. Grundlage ihrer Entschei-
dung war außerdem ein Bericht
aus der vergangenenWoche: Dar-
in hatte Generalinspekteur Eber-
hard Zorn dem KSK bereits be-
scheinigt, die angeordneten 60
Reform-Maßnahmen weitgehend
umgesetzt zu haben.

Einen Wechsel wird es aller-
dings an der Spitze der Einheit
geben: Die Führung übernimmt
ab 1. September Brigadegeneral
Ansgar Meyer, derzeit noch Kom-
mandeur des Einsatzkontingents
in Afghanistan. Der bisherige
KSK-KommandeurMarkus Kreit-
mayr war wegen einer umstritte-
nen Sammelaktion für Munition
unter Druck geraten, gegen ihn
laufen dienstrechtliche und straf-
rechtliche Ermittlungen.

Der Wirbel um das KSK hatte
2017 mit der sogenannten Schwei-
nekopf-Party für einen scheiden-
den Offizier begonnen und ende-
te bislang mit dem Fund eines
Waffenlagers im Garten eines
KSK-Soldaten. Die Wehrbeauf-
tragte Eva Högl bezeichnete die
Entscheidung zum Erhalt des
KSK als richtig. Die Aufklärung
vonMissständenmüsse aber fort-
gesetzt werden, sagte sie in einem
Interview: „Wir brauchen weiter
eine intensive Aufarbeitung der
Fälle, die noch nicht abgeschlos-
sen sind. Die strafrechtlichen und
disziplinarrechtlichen Verfahren
dauern viel zu lange.“ eha

Bundeswehr Gutachten
bescheinigt Eliteeinheit
Reformen. Dennoch wird
bald ein neuer Chef die
Spezialkräfte führen.

Ab September neuer Chef der
Elitetruppe KSK: Brigadegeneral
Ansgar Meyer.
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N icht nur durch die wirt-
schaftlichen Folgen der
Pandemie stehen die so-
zialen Sicherungssyste-

me unter Druck. Die FDPwill sich
als Problemlöser anbieten. Ihr So-
zialexperte, Vize-Parteichef Jo-
hannes Vogel, fordert bei der Ren-
te neue Wege.

Sie haben gefordert, als „links“ gel-
tende Themen nicht anderen Partei-
en zu überlassen. Hat sich dies mit
ihrerWahl zum FDP-Vize erfüllt?
Johannes Vogel: Ich habe meine
Wahl zum stellvertretenden Par-
teivorsitzenden bewusst auch mit
sozialpolitischen Themen ver-
bunden und bin mit tollem Ergeb-
nis gewählt worden, was ich als
große Unterstützung empfinde.
Liberale Sozialpolitik bedeutet
für mich, dass Lebenschancen
nicht von der Herkunft abhängen
dürfen.

Was unterscheidet dies von den an-
deren Parteien?
Den Sozialstaat von CDU und
SPD zeichnet vor allem aus, dass
er kurzfristig gedacht ist. Nie-
mand kannmir etwa erklären, wie
die aktuelle Rentenpolitik fortge-
setzt und bezahlt werden soll,
wenn die geburtenstarken Jahr-
gänge in Rente gehen. Die nächs-
te Legislaturperiode ist die letz-
te, in der wir noch handeln und
ein zukunftsfähiges Rentensys-
tem schaffen können. Anders als
die anderen Parteien haben wir
dafür ein klares Konzept.

Sie meinen die Aktienrente.
Ja, mit dem Non-Profit-Fonds als
einem zweiten, aktiengedeckten
Standbein innerhalb der gesetzli-
chen Rente könnten wir die Fi-
nanzen dauerhaft stabilisieren
und würden sogar dafür sorgen,
dass das Rentenniveau langfristig
wieder steigt. In Verbindung mit
einem flexiblen Renteneintritts-
alter würden wir das System auch
daran anpassen, dass es heute
vielfältige Lebensläufe gibt.

Wollen Sie den aktienskeptischen
Deutschen wirklich an die Börse trei-
ben?
Aktien schwanken kurzfristig,
aber langfristig ist das Risiko
klein und die Rendite groß. Un-

ser Vorschlag sieht natürlich vor,
dass Einlagen kurz vor Renten-
eintritt umgeschichtet werden,
sodass kurzfristige Schwankun-
gen nicht zulasten der Altersvor-
sorge gehen. Länder wie Schwe-
den machen es seit Jahren erfolg-
reich vor, natürlich breit global
angelegt. Sogar die Verbraucher-
zentralen begrüßen unseren Vor-
stoß. Denn gerade Geringverdie-
ner würden profitieren, weil so
das Absicherungsniveau in der
gesetzlichen Rente wieder steigt.

Ist die FDP jetzt die Partei des klei-
nenMannes?
Für mich sind alle Menschen
gleich groß. Das muss endlich
auch für deren Chancen gelten.
Die FDP ist die Partei des Auf-
stiegsversprechens. Jede und je-
der muss eine faire Chance ha-
ben, den eigenen Traum zu leben,
unabhängig davon, woher man

kommt. Für zu viele Menschen in
diesem Land ist es heute anders.
Es ist eine Kernaufgabe des Libe-
ralismus, ein selbstbestimmtes
Leben zu ermöglichen.

Wie soll das gelingen?
Der Sozialstaat der Großen Koa-
lition bietet zu wenig Aufstiegs-
chancen. In kaum einer anderen
Industrienation hängt die Chan-
ce, einen eigenen Lebensweg zu
gehen, so stark vom Elternhaus
ab. Das wollen wir ändern. Der
Bund muss die Möglichkeit ha-
ben, mehr Einfluss auf die Bil-
dungspolitik zu nehmen. Ein Vor-
bild könnte Nordrhein-Westfalen
sein. Dort errichten wir beispiels-
weise sogenannte Talentschulen.
Wir statten jene Schulen am bes-
ten aus, die in den Stadtteilen mit
den größten sozialen Herausfor-
derungen liegen. Das brauchen
wir bundesweit.

Und die Grundsicherung?
Kinder in Hartz-IV-Familien ha-
ben nicht nur aufgrund des Stadt-
viertels, in dem sie wohnen,
schlechtere Bildungschancen. Sie

erleben schon bei der Erfahrung
des ersten selbstverdienten Gel-
des die Situation, dass sie von
ihren 450 Euro beim Schüler-Mi-
nijob nur 170 Euro behalten kön-
nen. Anders als ihre Freunde, de-
ren Eltern sich in einer besseren
Lage befinden. Das ist zutiefst un-
gerecht und gehört abgeschafft.

Ihr Parteivorsitzendermacht einen
Verzicht auf Steuererhöhungen zur
Koalitionsvoraussetzung. Die FDP
als Partei der Besserverdienenden?
Nein, denn wir wollen gerade
kleine und mittlere Einkommen
entlasten, das wäre auch Voraus-
setzung dafür, Eigentum aufzu-
bauen und die Vermögensschere
zu verkleinern. Mehrbelastung ist
jedoch generell keine gute Idee,
weil sie auch die vielen Familien-
unternehmen in unserem Land
treffen würde. Das ist der falsche
Weg.

„Sozialstaat zu kurzfristig gedacht“
Rente Der stellvertretende FDP-Fraktionschef Johannes Vogel kritisiert die Konzepte der Groko und plädiert
für eine aktienbasierte Altersvorsorge. Nur so lasse sich das System dauerhaft sichern. Von Igor Steinle

Sicherheit
Neuer Chef für
Cyberagentur
Halle.Die Cyberagentur des Bun-
des in Halle hat einen neuen Ge-
schäftsführer. Übergangsweise
habe Gustav Rieckmann den Pos-
ten übernommen, teilte die Agen-
tur für Innovation in der Cyber-
sicherheit mit. Der Jurist kommt
vom Verteidigungsministerium
und leitete zuletzt einen Lehrbe-
reich im Bildungszentrum der
Bundeswehr in Berlin. Die Cybe-
ragentur soll Forschungsprojekte
anstoßen und finanzieren, die
Deutschlands Sicherheit im Inter-
net stärken. dpa

Japan
Regierungschef
übersteht Votum
Tokio. Japans Ministerpräsident
Yoshihide Suga hat ein Misstrau-
ensvotum der Opposition über-
standen. Mit einer Mehrheit der
Abgeordneten seiner Liberalde-
mokratischen Partei (LDP) und
ihres kleineren Koalitionspart-
ners Komeito stimmte das Unter-
haus gegen die Opposition. Die-
se kritisiert Suga wegen seines
Umgang mit der Corona-Pande-
mie und seines unbeirrten Fest-
haltens an den Olympischen Spie-
len. Sugas Amtszeit endet am 30.
September. dpa

Pandemie
EU-Kommissarin
fordert Tempo
Luxemburg. EU-Gesundheitskom-
missarin Stella Kyriakides hat
beim Treffen der EU-Gesund-
heitsminister zu weiterhin hohem
Druck bei der Impfkampagne ge-
mahnt. Es gebe „jeden Grund zu
Optimismus“, man dürfe jedoch
nicht „zu selbstgefällig“ sein. In-
zwischen seien mehr als 53 Pro-
zent der Erwachsenen in der EU
gegen Corona geimpft; jeder Drit-
te habe die zweite Dosis erhalten.
Bei der Beratung geht es auch da-
rum, mittel- und langfristig bes-
ser vorbereitet zu sein. kna

Berlin. Die Pläne von Bundes-
agrarministerin Julia Klöckner
(CDU), ein staatliches Logo für
Fleisch aus besserer Tierhaltung
zu schaffen, sind geplatzt. Die
stellvertretende Fraktionschefin
der Union im Bundestag, Gitta
Connemann, begründete das am
Dienstag damit, dass Fleischin-
dustrie und Teile des Handels
schon ein eigenes Tierwohllabel
eingeführt hätten, das „inzwi-
schen bundesweit bekannt und
am Markt etabliert“ sei.

Eine darüber hinausgehende,
staatlich vorgeschriebene Hal-
tungskennzeichnung sei national

nicht zu machen, sondern könne
nur auf EU-Ebene beschlossen
werden, betonte Connemann. Da-
für wolle man sich einsetzen.

Kritik der Verbraucherschützer
SPD-Fraktionsvize Matthias
Miersch kritisierte, dass es unter-
halb der EU-Ebene sehr wohl
Möglichkeiten gegeben hätte, ein
wenn auch nicht verpflichtendes,
so doch zumindest staatlich kon-
trolliertes Tierwohllabel einzu-
führen. „Die Bundeslandwirt-
schaftsministerin hat ihre Haus-
aufgaben nicht gemacht“, sagte er.
Klöckner wies die Vorwürfe zu-

rück: „Schade, wenn der SPD der
Wahlkampf wichtiger ist als
schnelle und merkbare Verbesse-
rungen beim Tierwohl“, sagte sie.
Es sei bezeichnend, wenn die SPD
als Grund nenne, man wolle ein
verpflichtendes Kennzeichen,
dann aber keinen Entwurf dazu
vorlege – eben weil es gegen Eu-
roparecht verstieße. So lange es
keinen europäischen Rechtsrah-
men gebe, könne Deutschland na-
tional kein für alle verpflichten-
des Kennzeichen einführen.

Das privatwirtschaftliche La-
bel der Initiative Tierwohl exis-
tiert seit gut zwei Jahren und

kommt unter anderem bei den
Handelsketten Aldi Nord/Süd,
Kaufland/Lidl, Edeka/Netto und
Rewe/Penny zum Einsatz. Die für
Fleischproduzenten nicht ver-
pflichtende Kennzeichnung von
verpacktem Frischfleisch sieht
vier Haltungsformen vor. Dabei
steht die niedrigste Stufe 1 für
Stallhaltung nach dem gesetzli-
chen Mindeststandard. Die
höchste Stufe 4 bedeutet „Premi-
um“ mit Auslauf im Freien und
deutlich mehr Platz im Stall, als
es den gesetzlichen Vorgaben ent-
spricht. Darüber hinaus gibt es an
Kennzeichnungen noch das Neu-

land-Label, das Siegel „Tier-
schutz-kontrolliert“ und diverse
Bio-Siegel.

Beim Verbraucherzentrale
Bundesverband hält man aber die
Einführung eines „ambitionierten
staatlichen Tierwohllabels“ für
dringend erforderlich. Beim frei-
willigen Logo der Initiative Tier-
wohl sei der Anteil an Produkten
der Kategorien 3 und 4 viel zu
niedrig, wird bei den Verbrau-
cherschützern moniert. Ein aktu-
eller Marktcheck habe ergeben,
dass der Anteil der höherwerti-
gen Haltungsformen lediglich bei
13 Prozent liege. Michael Gabel

Pläne für staatliches Tierwohllabel geplatzt
Landwirtschaft Große Koalition kann sich nicht auf verbindliche Vorgaben für Haltungsformen einigen.

Impfdrängelei
Halles OB verliert
vorläufig sein Amt
Halle.WegenUnregelmäßigkeiten
bei der Vergabe von Corona-Impf-
stoff ist Halles Oberbürgermeis-
ter Bernd Wiegand (parteilos)
vorläufig des Amtes samt aller
Nebenämter enthoben worden.
Dies sei durch die Schwere der
gegen ihn erhobenen Vorwürfe
und durch die Gefahr einer Be-
einträchtigung der Ermittlungen
und des Dienstbetriebs begrün-
det, teilte das Landesverwal-
tungsamt in Halle (Saale) mit. Die
Entscheidung gilt ohne Befris-
tung. epd

Zur Person
Johannes Vogel
stammt aus Wer-
melskirchen in
Nordrhein-Westfa-
len. Er ist seit 2014
Generalsekretär

der NRW-FDP und damit mitverant-
wortlich für den erfolgreichen Land-
tagswahlkampf 2017. Auf dem jüngs-
ten Parteitag wurde Vogel mit 79 Pro-
zent zum stellvertretenden FDP-Vor-
sitzenden gewählt. Im Bundestag
beschäftigt er sich für seine Partei vor
allem mit den Themen Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik. igs

Das deutsche Rentensystem geht am Stock. Die FDPwill in der nächsten Legislatur Tempomachen. Foto: Jens Büttner/dpa
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